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Am 12. Juni 1988 lehnten die Schweizer 
StiI.mnberechti~en den ~e~fassungs­
artikel über die «Koordlmerte Ver­

kehrspolitilo> (KVP) mit 54,5 Prozent Nein­
Stimmen deutlich ab. Adolf Ogi, der dama­
lige Vorsteher des Eidgenössischen 
Verkehrs- und Energiewirtschaftsdeparte­
ments, musste eine seiner ersten politischen 
Niederlagen eiI1stecken. Wie üblich, wenn 
es iI1 der jüngsten Schweizer Geschichte da­
rum giI1g, dem BW1d neue Kompetenzen zu 
übertragen, wurde von den Gegnern der 
KVP behauptet, der geplante neue Verfas­
sungsartikel sei überflüssig. Der Haupt­
grund für die Ablehnung war aber wohl 
eher, dass die KVP verfassungsmässig er­
laubt hätte, die Treibstoffabgaben auch für 
die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs 
einzusetzen. Und dies wollten die Interes­
senvertreter des Strassenverkehrs auf jeden 
Fall verhiI1dern. Heute, 20 Jahre später, 
würde Ogi, wenn man ihn fragte, vermut­
lich schmunzelnd feststellen: «Ich war 
wohl damals etwas zu früh mit meiner Idee 
einer koordiI1ierten Verkehrspolitik.» Denn 
heute siI1d es die Interessenvertreter des 
Strassenverkehrs, die - angesichts iInmer 
zaltlreicherer Verkehrsprojekte - vom Bund 
eine Gesamtschau für die Verkehrsinfra­
struktur verlangen. «Die Schweizer stehen 
früh auf, erwachen aber spät»: Das Bonmot 
Willi Ritschards bewahrheitete sich eiI1mai 
mehr. 
Als Vorreiter einer koordinierten Ver­
kehrspolitik hat sich der Fachverband In-
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Verkehrspolitik wird 
zum Schlüsselthema 
Der Wunschbedarf an neuen Strassen und Bahn­
strecken ist rund doppelt so gross wie die derzeit 
zur Verfügung stehenden Finanzmittel. Die künf­
tige Infrastrukturpolitik muss deshalb Prioritäten 
setzen und neue Geldquellen erschliessen. Dies 
ist das Fazit der diesjährigen Infra-Tagung. 

fra hervorgetan: Er hat sich als erster für 
die Schaffung eines Infrastrukturfonds für 
den Nationalstrassenbau und den Agglo­
merationsverkehr engagiert und bei den 
zuvor skeptischen Strassenverkehrsver­
bänden entscheidende Überzeugungsar­
beit geleistet. Im vergangenen Herbst hat 
er als erster Verband eine Gesamtschau 
über die künftige Entwicklung der natio­
nalen Strasseninfrastruktur verlangt. Und 
mit der diesjährigen Infra-Tagung zum 
Thema «Wer soll unsere Verkehrsinfra­
strukturen bezahlen?» hat er deutlich ge­
macht, dass Verkehrspolitik, im Gegensatz 
zu anderen politischen ScheiI1themen, zu 
einem Schlüsselthema der Schweizer Poli­
tik schlechthin avanciert ist. 

Neuer Zwischentitel 

Michel Buro, Präsident des Fachverbands 
Infra, machte in seinem Eröffnungsreferat 
noch eiI1J11al deutlich, worum es geht: Von 
der Planung bis zur Vollendung neuer 
Strassen und Bahnstrecken vergehen Jahr­
zehnte. Doch die Mobilität wächst schnel­
ler als die Verkehrsinfrastruktur, Engpässe 
und überlastungen sind die Folge. Vorstel­
lungen, wie diese Nadelöhre zu beseitigen 
wären, bestehen zwar, doch gleichzeitig 
wird die Frage nach den Finanzquellen iIn­
mer brisanter: «FiI1det die Politik für diese 
Engpässe nicht rasch mehrheitsfähige Lö­
sungen, werden sich die Verkehrsprobleme 
binnen weniger Jahre weiter verschärfen», 

warnte Buro. Von der Politik seien verbind­
liche und langfristige Infrastrukturplanun­
gen mit den zugehörigen Finanzierungs­
möglichkeiten gefragt. «Not- 'lmd Vorfi­
nanzierungen, vor allem von den Kantonen 
an den Bund, dürfen nicht zum Standard 
verkommen», forderte der Infra-Präsident. 
Ansonsten bestehe die Gefahr, dass die Ver­
kehrskapazitäten dort erhöht würden, wo 
man es sich leisten könne, und nicht da, wo 
solche nötig und zweckmässig seien. 

Rigoros Prioritäten setzen 

Peter Siegenthaler, Direktor der Eidgenös­
sischen Finanzverwaltung (EFV), bestä­
tigte als oberster Buchhalter der Eidgenos­
senschaft die Bedeutung von Verkehrsin­
frastrukturen iIn Bundeshaushalt: Der 
Verkehr steht an zweiter, respektive dritter 
Stelle der öffentlichen Aufgaben. Seit 1990 
wachsen zudem die Verkehrsausgaben 
schneller als die Wirtschaft. Von diesem 
Anstieg bestreitet der Bund den Löwenan­
teil. Ein Ende dieses Wachstums sei nicht 
abzusehen, stellte Siegenthaler fest, iIn Ge­
genteil: Seit letztem Jahr zahle der Bund 
jährlich 450 Millionen Franken für Ver­
kehrsinfrastrukturen in den Agglomera­
tionen und Forderungen nach weiteren In­
vestitionen in der Höhe von Dutzenden 
von Milliarden seien bereits angemeldet. 
Die heutige Finanzierung der Verkehrsin­
frastruktur ist durch zweckgebundene 
Mittel und Fonds gesichert. Doch der 
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EFV-Direktor verhehlte nicht, 
dass diese Finanzierungsinstru­
mente auch ihre Kehrseite haben: 
Erschwert werde dabei die ausga­
benpolitische Setzung von Priori­
täten, und begünstigt werde hin­
gegen eine ineffiziente und wenig 
transparente Verwendung der 
Mittel. Und gerade auf die Set­
zung von Schwerpunkten bei der 
Realisierung von Strassen- und 
Bahninfrastrukturen werde es in 
Zukunft ankommen, betonte Sie­
genthaler im Hinblick auf den 
sich abzeichnenden Graben zwi­
schen angemeldeten W ünschen 
und vorhandenen finanziellen 
Mitteln (s iehe Tabelle unten): Be- Peter Siegenthaler, Direktor der Eidgenössischen Finanzverwaltung (EFV). 
reits sind Projekte im Umfang von 
60 bis 70 Milliarden Franken an-
gemeldet, aufgeteilt auf «Bahn 2030», Ag­
glomerationsverkehr,Ausbau und Engpass­
beseitigung im Nationalstrassenetz sowie 
übernahme von kantonalen Hochleis­
tungsstrassen durch den Bund (Netzbe­
schluss) . Aus den heutigen Finanzquellen 
steht aber knapp die Hälfte der dafü r erfor­
derlichen Mittel zur Verfügung, gab Siegen­
thaler zu bedenken. Er forderte deshalb eine 
rigorose Priorisierung und realistische Fi­
nanzierung aller Infrastrukturvorhaben. 
Der Nutzen neuer Infrastrukturen müsse 
klar höher sein als deren Kosten . Gleichzei­
tig seien neue Finanzierungsmöglichkei­
ten konsequent zu nutzen. «Aber dazu 
braucht es Mut, nur das zu bauen, was ver­
kehrlich und volkswirtschaftlich einen er­
wiesenen Nutzen abwirft, und die Fähig­
keit, eine intelligente Finanzierung zu fm­
den», unterstrich der EFV-Direktor. Kein 
Geheimnis machte Siegenthaler aus der 

Frage, was er unter «intelligenter Finanzie­
rung» versteht, nämlich nicht nur PubLic­
Private Partnership (PPP). Vielmehr sollen 
die Benutzer von Verkehrsinfrastrukturen 
zur Kasse gebeten werden; die Strassenbe-

Infra-Geschäftsführer Benedikt Koch. 

nutzer mit höheren Treibstoffabgaben, 
aber auch Bahnbenutzer mit Billettzu­
schlägen. Ausserdem werden sich die Kan­
tone wohl oder übel m it der Vorstellung 
anfreunden müssen, dass sie vo m Bund 
vermehrt zur Vor- oder Mitfi nanzieru ng 
beigezogen werden. 

Autobahnvignette aufschlagen 

Infra-Geschäftsführer Benedikt Koch legte 
dar, dass die Finanzierungsfrage oft über die 
Realisierung eines Bauvorhabens entschei­
det. Chancen hat gemäss Koch ein Ver­
kehrsprojekt vor allem dann, wenn die zu­
ständige Staatsebene (Bund, Kanton, Ge­
meinde) über die erforderlichen Finanz­
mittel verfügt und die Investition aufgrund 
der politischen Mehrheitsfähigkeit auch tä­
tigen will. Bei der Erörterung neuer Finanz­
quellen liess es Koch nicht nur beim Vor-

scIllag bewenden, die seit 1974 

Überbl ick über den angemeldeten Finanzierungsbedarf (in Mrd. Fr.) 

unveränderten Treibstoffabga­
ben zu erhöhen, sondern prä­
sentierte auch eine überra­
schende, provokative Idee: die 
Verdoppelung des Preises der 
Autobahnvignette. Die Mine­
ralölsteuer beträgt seit 35 Jah­
ren 30 Rappen. Mit einer Erhö­
hung um einen Rappen pro 
Liter liessen sich, so Kochs 
überlegungen, Mehreinnah­
men von rund 70 Mill ionen 
Franken pro Jahr generieren. 
Bei einer Erhöhung um 20 

Vorlage Kurzbeschrieb Ansprüche 

Bahn 2030 Weiterausbau Eisenbahnnetz 12-30 
(höhere Geschwindigkeit/Frequenzen) 

Agglomerations- Verbesserung Infrastrukturen in 8* 
verkehr Agglomeration (öV und Strasse) 

Engpassbeseitigung Sanierung von überlasteten Strecken 15 
Nationalstrassen (Spurerweiterungen) 

Netzbeschluss Umklassierung von 400 km 10 
Kantonsstrassen zu Nationalstrassen 

Netzbesch luss+ Ergänzung des Nationalstrassennetzes 17 
durch neue Teilstücke 

• nur Bundesanteil 
•• ohne Doppelzählungen Netzergänzungen/Engpassbeseitigung Nationalstrassen und Agglomerationsverkehr 

••• kompensationspfl ichtig 
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Planung 
Bundesrat 

12-21 

3,5* 

5,5 

4*** 

5,4 

Rappen pro Liter könnten 
denmach jährlich Mehreinnah­
men von 1,4 Milliarden Fran­
ken erzielt werden. Handicap 
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dieser Lösung sei, dass dazu eine Verfas­
sungsänderung mit Volksabstimmung er­
forderlich sei. Die Preiserhöhung der Vi­
gnette von derzeit 40 auf 80 Franken liesse 
sich hingegen rascher und ohne Verfas­
sungsänderung realisieren und würde pro 
Jahr Mehreinnahmen von 320 Millionen 
Franken ermöglichen. Der Aufschlag wäre 
lediglich dem fakultativen Referendum un­
terstellt. Beide Gesetzesvorlagen haben aber 
nur dann eine Chance, wenn die Politik 
glaubwürdig darlegen könne, dass die 
Mehreinnahmen zu 100 Prozent für die 
Verbesserung der Strasseninfrastrukturen 
eingesetzt würden. Zweckentfremdungen, 
beispielsweise zugunsten des öffentlichen 
Verkehrs oder der allgemeinen Bundes­
kasse, würden kaum akzeptiert. Für höhere 
Kosten wollen die Automobilisten und 
Transportunternehmungen eine echte Ge­
genleistung, und zwar ohne grossen Streu­
verlust, betonte Koch. 

Bauwirtschaft muss mitziehen 

30 Prozent mehr Kunden seit der Einfüh­
rung von «Bahn 2000», eine Verdoppelung 
der Nachfrage bis 2030 und mehr als eine 
Verdoppelung in den grossen Agglomera­
tionen: Mit diesen Vorgaben hat sich der 
neue SBB-Chef Andreas Meyer auseinan­
derzusetzen. Mit dem neuen Fahrplan 
200812009 ist das Angebot im Personen­
verkehr nochmals um 5,5 Prozent ausge­
baut worden. Der rasche Ausbau des 
Schweizer Schienennetzes ist dringend. 
Doch mindestens so wichtig wie Neubau­
strecken sei der Unterhalt der bestehenden 
Infrastruktur, räumte Meyer ein. Denn 
langfristig muss auch die Verfügbarkeit der 
Bahnanlagen sichergestellt werden. Die 
Beschaffung von neuern, leistungsfähigem 
Rollmaterial steht in den nächsten Jahren 
ebenfalls zuoberst auf der Prioritätenliste 
der SBB, machte Meyer deutlich. Für 2,5 
Milliarden Franken haben die SBB neues 
Rollmaterial für den Regionalverkehr ge­
ordert, und in der ersten Hälfte dieses Jah­
res steht die grösste Bestellung in der Ge­
schichte der Bundesbahn an: über zwei 
Milliarden Franken für neue Doppelstock­
Intercityzüge. Um die erforderlichen Gel­
der zu äufnen, sieht auch der SBB-Chef 
keine andere Möglichkeiten, als auch die 
Bahnkunden stärker zur Kasse zu bitten. 
Meyer begrüsste den Beschluss des Parla­
ments, 5,4 Milliarden Franken für die 
wichtigsten aktuellen Bahnprojekte 
wie Gotthard- und Ceneri-Basistunnel, 
«Bahn 2000»-Ausbauprojekte, Hochge-
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Der neue SBB-Chef Andreas Meyer. 

schwindigkeitsanschlüsse, Lärmschutz 
und Energieversorgung zu bewilligen. Da­
mit einige dieser Projekte, namentlich die 
Zufahrten zur Zürcher Durchmes'serlinie 
und zum Gotthard-Basistunnel, das vierte 
Gleis zwischen Lausanne und Renens und 
der Eppenbergtunnel zwischen Olten und 
Aarau, bereits 2016 respektive 2020 in Be­
trieb gehen können anstatt erst 2025, seien 
von Bund und Kantonen die Möglichkei­
ten einer Vorfinanzierung zu klären. Im 
nächsten Ausbauschritt, «Bahn 2030», 
seien jene Vorhaben zu bevorzugen, weI­
che den grössten Nutzen für möglichst 
viele Bahnkunden erbringen, inklusive 
möglichst geringer Folgekosten. 
Von den Infrastrukturbauern forderte 
Meyer als einer der grössten öffentlichen 
Bauherren angesichts von konjunktureller 
Abschwächung und knapper öffentlicher 
Mittel ihren Beitrag zum Ausbau des 
Schienennetzes: 
• Günstiges Preis-Leistungs-Verhältnis 
bei Offerten; 
• hohe Verlässlichkeit hinsichtlich verein­
barter Qualität, Kosten und Termine; 
• eine hohe Verfügbarkeit der realisierten 
Bauten nach der Inbetriebnahme (Lebens­
dauer über 100 Jahre, einfache, robuste 
Technik); 
• die Übernahme noch langfristigerer 
Garantieleistungen unter noch stärkerer 
Beachtung von Betriebs- und Unterhalts­
kosten; 
• Vermeidung von Mehrkosten und Ter­
minüberschreitungen durch noch ge­
nauere Planung; 
• Vorschläge zur Produktionskosten- und 
Prozessoptimierung, vor allem für das 
Bauen unter Betrieb. 

In anderen Worten: Wer künftig für die 
SBB bauen will, muss sich auf eine weitere 
Verschärfung der Anforderungen und 
Garantieansprüche gefasst machen (siehe 
«baublatt» 4712008). «Im Gegenzug», be­
tonte Meyer, ' «haben die SBB für 
200912010 Projektvorschläge im Umfang 
von 500 Millionen Franken eingereicht. 
Damit sollen kleinere Engpässe beseitigt 
und Kleinbahnhöfe kundenfreundlich 
umgebaut oder saniert werden.» 

Verursacherprinzip 
konsequent durchsetzen 

Eine radikale Abkehr von der öffentlichen 
Subventionierung von Verkehrsinfrastruk­
turen forderte der Freiburger Ökonomie­
professor Reiner Eichenberger. Doch wer 
soll dann Strassen und Bahnstrecken fi­
nanzieren? «Natürlich die Benutzer», lau­
tet Eichenbergers lapidare Antwort. Das 
selbe gelte schliesslich seit jeher für Tele­
fon, Strom, Wasser und Post, argumen­
tierte der Leiter des Seminars für Finanz­
wissenschaft. Auch im Verkehrsbereich 
müsse deshalb das Verursacherprinzip 

Ökonomieprofessor Reiner Eichenberger 

durchgesetzt werden, forderte Eichenber­
ger. Voraussetzung für diesen Systemwech­
sel sei, dass privater und öffentlicher 
Verkehr gleichgestellt würden. Während 
also der motorisierte Individualverkehr 
für die Strassenbenutzung und die da­
durch erzeugten externen Kosten zu zah­
len habe, beispielsweise über eine Stras­
sengebühr (Road Pricing), gelte das selbe 
auch für Bahnbenutzer. Eichenberger 
schätzt, dass dank der «richtigen Anrech­
nung» der externen Kosten des Privatver­
kehrs die Staatseinnahmen um sechs bis 
neun Milliarden Franken zunehmen wür-
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den. Die Streichung der Subventionen für 
den öffentlichen Verkehr würde die Staats­
ausgaben um rund sieben Milliarden 
Franken verringern. Dadurch würde ein 
neuer finanzieller Spielraum von 13 bis 16 
Milliarden Franken geschaffen. Diese Mit­
tel könnten zur Senkung anderer Steuern 
und Abgaben eingesetzt werden, glaubt Ei­
chenberger. Jede andere Lösung der Ver­
kehrsprobleme sei dagegen viel teurer und 
brauche mehr Zeit zur Umsetzung. 
Den Missbrauch des Verursacherprinzips 
durch die Politik will Eichenberger durch 
eine «vorteilhafte Anreizstruktur» verhin­
dern. Demokratisch gewählte, kantons­
übergreifende Verkehrskörperschaften mit 

eigener Steuerkompetenz sollen deshalb 
für Projektierung, Finanzierung, Bau und 
Betrieb von Durchgangsstrassen zuständig 
sein. Diese «Verkehrsregierungen» würden 
dann auf Bestellung der Kantone und Ge­
meinden auch die Bewirtschaftung der 
kleineren Strassen übernehmen. Für Ei­
chenberger hätten diese viel stärkere An­
reize für eine effiziente Verkehrspolitik als 
Bundesrat und Kantonsregierungen. Durch 
die stärkere demokratische Verankerung 
verspricht sich der Freiburger Ökonom, 
dass das Schreckgespenst Road-Pricing 
bald mehrheitsfähig würde. 
So bestechend Eichenbergers Überlegun­
gen auf den ersten Blick auch sind, darf 

eines nicht ausser Acht gelassen werden: 
Es handelt sich um einen der vielen Ver­
suche, die ökonomische Theorie des sich 
automatisch einpendelnden Gleichge­
wichts von Angebot und Nachfrage (die 
<<unsichtbare Hand») auf die Realität zu 
übertragen. 
Die Ursachen der Wirtschaftskrisen der 
vergangenen Jahrzehnte legen jedoch eher 
den Schluss nahe, dass Angebot und Nach­
frage eben nicht nach dem Gleichgewichts­
modell funktionieren. Somit bleibt offen, 
ob das Eichenbergersehe Modell das Ver­
sprechen nach Steuersenkungen durch Ab­
bau von Subventionen in der Realität ein­
zulösen vermag. _ 

Mischgutrecycling als Kostenfaktor 
Nicht Pläne zur Erschliessung neuer Fi­
nanzquellen, sondern ganz pragmatische 
Massnahmen zur Kostenoptimierung im 
Strassenbau unterbreitete Nationalrat und 
Unternehmer ]ohann-Niklaus Schneider­
Ammann (im Bild) an der Infra-Tagung. 

Der Strassenunterhalt sei eng mit dem 
Asphaltrecycling verbunden, rief Schneider­
Ammann in Erinnerung. Heute werde im­
mer noch zu viel Ausbauasphalt deponiert 
oder minderwertig eingesetzt. Die vorhande­
nen wertvollen Ressourcen im Ausbau­
asphalt, Bitumen und aufbereiteten Gestei­
nen müssen im Neuasphalt wieder zum Ein­
satz gebracht werden, forderte er. Erfolgrei­
che Projekte im In- und Ausland hätten ge­
zeigt, dass Beläge mit Ausbauasphalt in glei­
cher Qualität hergestellt werden könnten. 
Aktuell schliesse der VSS (Schweizerischer 
Verband der Strassen- und Verkehrsfach­
leute) mit seinem Forschungspaket «Recyc­
ling von Ausbauasphalt» auf diesem Gebiet 
mehrere Wissenslücken. 
Sein Unternehmen habe als Anlagenbauer 
die Bedeutung des Recyclingasphalts frühzei­
tig erkannt und entsprechende Pionierpro­
jekte in Partnerschaft mit Anlagenbetreibern 
realisiert, führte Schneider-Ammann weiter 
aus. Die Reduktion des CO2-Ausstosses einer 
Asphalt-Mischanlage stehe derzeit im Fokus 
der Asphaltindustrie. Das grösste Potenzial 
zur Ressourcenoptimierung berge heute die 
Senkung der Misch- und Verarbeitungstem­
peraturen sowie die Erhöhung des Anteils 
von Recyclingmaterial im Neuasphalt. Aus­
gehend von einem herkömmlichen Anlagen-
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typ liege bei einer ]ahresproduktion von 
80000 Tonnen der jährliche CO2-Ausstoss 
bei rund 3700 Tonnen. Mit neuen Mischver­
fahren, bei denen die Temperatur statt bei 
180 nur noch bei 115 Grad Celsius liege, 
könne der CO2- Ausstoss um 40 Prozent auf 
neu 2200 Tonnen CO2 gesenkt werden, bei 
gleich bleibender ]ahresproduktion, erklärte 
der Unternehmer. Dank der niedrigeren 
Energiekosten könne Recyclingasphalt auch 
kostengünstiger produziert werden. Neue 
Produktionsmethoden nützten jedoch 
nichts, wenn die Baullerren, Bund, Kantone 
und Gemeinden, den Einsatz von Recycling­
asphalt nicht konsequent förderten, gab 
Schneider-Ammann zu bedenken. (md) 

Niedrige Mischtemperatur senkt den Verbrauch an Heizenergie 
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